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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
eine 


Verordnung des Rates zur Bestimmung der Empfänger, der 
Bedingungen für die Gewährung und der Sätze der Ver- 
gütung, die Beamten zum Ausgleich für bestimmte Dienst- 
leistungen besonderer Art gewährt werden kann. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen. Seitens der Bundesregierung werden gegen den 
Verordnungsvorschlag insofern keine Bedenken erhoben, als 
die Notwendigkeit, einen Ausgleich für bestimmte Dienstlei- 
stungen (Schichtzulage) zu gewähren, grundsätzlich anerkannt 
wird; hinsichtlich der Höhe und Art dieses Ausgleichs sowie 
des in Betracht kommenden Personenkreises decken sich die 
Vorstellungen der Bundesregierung jedoch nicht mit dem Ver- 
ordnungsentwurf. 
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Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Europäische Gemeinschaften 


Übersetzung 


Schreiben: des Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Herrn Jean 

Rey 

vom: 30. Juni 1970 

a n : den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn Pierre Harmel 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Bestimmung der Empfänger, der 

Bedingungen für die Gewährung und der Sätze der Vergütung, die Beamten zum 
Ausgleich für bestimmte Dienstleistungen besonderer Art gewährt werden kann 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen einen mit einer Begrün- 
dung versehenen Vorschlag für eine Verordnung 
des Rates zur Bestimmung der Empfänger, der Be- 
dingungen für die Gewährung und der Sätze der 
Vergütung, die Beamten zum Ausgleich für be- 
stimmte Dienstleistungen besonderer Art gewährt 
werden kann, zu übermitteln. 

Dieser Text wurde nach Stellungnahme des Sta- 
tutsbeirats erstellt. 

Nach einer ersten Schätzung der Kommission wäre 
zur Durchführung dieser neuen Maßnahmen jähr- 
lich ein Betrag von etwa 100 000 RE erforderlich. 

Da die entsprechenden Mittel im Haushaltsplan 
1970 nicht vorgesehen sind, wird die Kommission 
diesen Betrag sowie die Mittel, die erforderlich sind, 
um verschiedene Vergütungen der Atomanlagen- 
bediensteten, insbesondere die Ihnen im Schreiben 
der Kommission vom 15. Juni 1970 vorgeschlagenen 
Vergütungen, anzupassen, in ihren Vorentwurf des 
Forschungs- und Investitionshaushaltsplans für 1971 
einsetzen. 

(Schlußformel) 

gez. Jean Rey 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1460 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Bestimmung der Empfänger, der Bedingungen für die 
Gewährung und der Sätze der Vergütung, die Beamten zum 
Ausgleich für bestimmte Dienstleistungen besonderer Art 

gewährt werden kann 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften, festgelegt durch die Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 
29. 2. 1968 ! ), insbesondere auf den Artikel 56 dieses 
Statuts, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Statutsbeirats, 

in der Erwägung, daß es Aufgabe des Rats ist, aut 
Vorschlag der Kommission die Empfänger, die Be- 
dingungen für die Gewährung und die Sätze der , 
Vergütung zu bestimmen, die Beamten zum Aus- 
gleich für bestimmte Dienstleistungen besonderer 
Art gewährt werden kann - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Unter den in dieser Verordnung genannten Vor- ; 
aussetzungen kann für bestimmte Leistungen, die 
sich aus der Art der Dienste ergeben und Schicht- 
arbeit oder Arbeitsbereitschaft zu Hause oder am 
Arbeitsplatz erfordern, eine Vergütung gezahlt 
werden. 

Artikel 2 

Diese Vergütung kann nur gezahlt werden, wenn 
die besondere Art der Arbeitsbedingungen aus 
dienstlichen Erfordernissen oder wegen zwingender j 
Vorschriften über die Arbeitssicherheit unvermeid- j 
lieh ist. ! 

Artikel 3 

Beamte der Laufbahngruppen B, C und D, die im | 
Rahmen eines von der Anstellungsbehörde verfüg- ! 
ten und von dieser als üblich und ständig ange- ; 
sehenen Schichtdienstes gehalten sind, regelmäßig j 
Nacht-, Sonntags- oder Feiertagsarbeit zu leisten, j 
haben Anspruch auf eine Vergütung in Hohe von . 
20 0 o des Grundgehalts. 

Diese Vergütung beträgt mindestens 20 0 o des . 
Grundgehalts, das der Besoldungsgruppe B 3 Dienst- : 
altersstufe 1 entspricht. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 ! 
vom 4. März 1968, S. 1 


Auf die Vergütung findet der gemäß Artikel 65 
des Statuts für den Ort der dienstlichen Verwen- 
dung des Beamten festgesetzte Berichtigungskoeffi- 
zient Anwendung. 

Artikel 4 

Unbeschadet der nachfolgenden Bestimmungen 
wird die Vergütung für Schichtdienst anteilig ge- 
kürzt, wenn der Schichtdienst nur während eines 
Teils des Monats geleistet wird. 

Ein Beamter, der nachweislich infolge Krankheit 
oder Unfall daran gehindert ist, während eines Zeit- 
raums von höchstens einem Monat Schichtdienst zu 
leisten, behält den Anspruch auf die Vergütung. Bei 
Abwesenheit infolge Krankheit oder Unfall für 
einen Zeitraum von mehr als einem Monat ruht der 
Anspruch auf die Vergütung mit Ablauf des ersten 
Monats seiner Abwesenheit bis zur Wiederauf- 
nahme des Schichtdienstes. 

Artikel 5 

Ein Beamter, der regelmäßig gezwungen ist, sich 
außerhalb der Arbeitsstunden zu Hause oder am 
Arbeitsplatz zur Verfügung des Organs zu halten, 
hat unter folgenden Voraussetzungen Anspruch auf 
eine Vergütung: 

1. Unter Arbeitsbereitschaftsperiode wird ein zu- 
sammenhängender Zeitraum von 24 Stunden 
Arbeitsbereitschaft zu Hause oder am Arbeits- 
platz abzüglich der normalen Arbeitszeit an den 
Arbeitstagen verstanden. 

2. Die Vergütung für Arbeitsbereitschaft zu Hause 
wird auf 10 v. H. des Grundgehalts des Betref- 
fenden, mindestens jedoch auf 10 v. H. des der 
Besoldungsgruppe B 3 Dienstaltersstufe 1 ent- 
sprechenden Grundgehalts festgesetzt, wenn 
sieben Arbeitsbereitschaftsperioden im Monat 
nachgewiesen werden. 

Die Vergütung für Arbeitsbereitschaft am Arbeits- 
platz wird auf 15 v. H. des Grundgehalts des Be- 
treffenden, mindestens jedoch auf 15 v. H. des der 
Besoldungsgruppe B 3 Dienstaltersstufe 1 entspre- 
chenden Grundgehalts festgesetzt, wenn sieben 
Arbeitsbereitschaftsperioden in zwei Monaten nach- 
gewiesen werden. 

Diese Vergütung wird anteilig erhöht und gekürzt, 
wenn die Arbeitsbereitschaftsperioden über oder 
unter den vorstehend genannten Zahlen liegen. 
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Auf diese Vergütung findet der gemäß Artikel 65 
des Statuts für den Ort der dienstlichen Verwendung 
des Beamten festgesetzte Berichtigungskoeffizient 
Anwendung. 

Die vorstehenden Vorschriften finden auf Beamte 
der Laufbahngruppe A, die regelmäßig Arbeits- 
bereitschaft zu leisten haben, Anwendung. 

Artikel 6 

Artikel 6 der Verordnung Nr. 4/63/Euratom des Rats 
vom 11. Juli 1963 tritt am Tage des Inkrafttretens 
dieser Verordnung außer Kraft. 

Artikel 7 

Diese Verordnung findet auf die Bediensteten auf 
Zeit, die Hilfskräfte, die Atomanlagenbediensteten 
und die örtlichen Bediensteten entsprechend An- 
wendung. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Nach Artikel 56 letzter Unterabsatz des Statuts der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften werden 
die Empfänger, die Bedingungen für die Gewährung 
und die Höhe der Vergütungen, die Beamten in 
Anbetracht des besonderen Charakters bestimmter 
Leistungen gezahlt werden können, auf Vorschlag 
der Kommission nach Stellungnahme des Statuts- 
beirats vom Rat. festgesetzt. 

Zweck des vorliegenden Verordnungsvorschlages 
ist es, die Empfänger, die Bedingungen für die Ge- 
währung und die Höhe dieser Vergütungen festzu- 
legen. 

Der Vorschlag umfaßt vier Hauptteile, die nach- 
stehend im einzelnen untersucht werden. 

I. Der erste Teil besteht aus den Artikeln 1 und 2, 
die allgemeine Vorschriften enthalten. 

Artikel 1 

Es handelt sich um eine einleitende Vorschrift, 
die keines Kommentars bedarf. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift war bereits in der Verordnung 
Nr. 4/63/Euratom des Rats über die Entschädi- 
gungen für beschwerliche Arbeiten und für 
Schichtarbeit enthalten (Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. 112 vom 24. Juli 
1963). 

Zweck dieser Vorschrift ist es, die Gewährung 
dieser Vergütungen auf solche Fälle zu be- 
schränken, in denen die dienstlichen Erforder- 
nisse oder zwingende Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiet der Arbeitssicherheit es unerläßlich 
machen, daß die in diesem Vorschlag genannten 
besonderen Leistungen erbracht werden. 

II. Die Artikel 3 und 4 betreffen die Vergütung für 
besondere Dienstleistungen, die im Rahmen 
eines Schichtdienstes erforderlich werden. 

Artikel 3 

In dieser Vorschrift wird die Regelmäßigkeit 
der Nacht-, Sonntags- oder Feiertagsarbeit in 
einem Schichtdienst verlangt, der von der An- 
stellungsbehörde als üblich und durchgehend 
angesehen wird. 

Die Vergütung wird entsprechend den Ge- 
pflogenheiten in den Mitgliedstaaten für ähn- 
liche Anstalten wie die des Gemeinsamen For- 
schungszentrums festgesetzt. 

Der im zweiten Unterabsatz genannte Mindest- 
satz wird dadurch begründet, daß die Schicht- 


arbeit in vielen Fällen ein gewisses Mindest- 
maß an Schwierigkeiten für den Betreffenden, 
unabhängig von dessen Besoldungsgruppe, ver- 
ursacht. 

Schließlich erscheint es logisch, entsprechend der 
Verordnung Nr. 4/63/Euratom des Rats eine 
Vorschrift vorzusehen, die den Berichtigungs- 
koeffizienten, der auch für die Besoldung des 
Beamten gilt, anwendbar macht. 

Artikel 4 

Wird der Schichtdienst nur während eines Teils 
eines Monats geleistet, so wird die Vergütung 
anteilig gewährt, außer in den beiden folgenden 
Fällen: 

— Bei Unterbrechung des Schichtdienstes über- 
haupt im Laufe des Monats ist die Ver- 
gütung noch für den vollen Monat zu zahlen, 
da nämlich diese nicht vom Beamten zu ver- 
tretende Unterbrechung des Schichtdienstes 
nicht verhindern kann, daß sich der Lebens- 
rhythmus des Betreffenden in Beruf und 
Familie durch den zu Beginn des Monats für 
den gesamten Monat vorgesehenen Schicht- 
dienst bereits tiefgreifend geändert hat. 

— Es dürfte gerechtfertigt sein, die Zahlung 
der Vergütung an solche Beamte fortzu- 
setzen, die während des Monats krank wer- 
den oder einen Unfall erleiden, und zwar 
aus den vorstehend genannten Gründen: 

III. Der dritte Teil umfaßt den Artikel 5 und betrifft 
die Arbeitsbereitschaft zu Hause oder am 
Arbeitsplatz. 

Artikel 5 

a) Die für die Arbeitsbereitschaft zu Hause und 
am Arbeitsplatz vorgesehenen Vergütungs- 
sätze berücksichtigen die besonderen 
Aspekte der in einigen Dienststellen der 
Kommission zu erbringenden Leistungen so- 
wie gewisse Praktiken in den Mitglied- 
staaten. 

Es ist eine Mindestvergütung vorgesehen, 
die aus denselben Gründen gerechtfertigt ist 
wie die Mindestvergütung in Artikel 3 des 
Vorschlags. 

b) Durch die sehr detaillierte und anspruchs- 
volle Definition der Arbeitsbereitschaft, die 
den Anspruch auf die Vergütung begründet, 
soll ein Mißbrauch in dieser Hinsicht ver- 
hindert werden. 
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IV. Der vierte Teil umfaßt die Schlußvorschriften 
der Artikel 6 bis 8. 

Artikel 6 

Die vorgenannte Verordnung des Rats (Nr, 4/63) 
beruht auf Artikel 100 des Statuts und sieht in 
ihrem Artikel 6 eine Vergütung für Schicht- 
arbeit vor, weshalb es erforderlich ist, die Auf- 
hebung des Artikels 6 der obigen Verordnung 
vorzuschreiben; diesen Zweck erfüllt Artikel 6 
des Vorschlags der Kommission. 

A r t i k e 1 7 

Wie bereits in der Verordnung Nr. 4/63 des 
Rats vorgesehen ist, wird der Anwendungs- 
bereich der vor geschlagenen Verordnung auf 
sämtliche Bediensteten erweitert, einschließlich 
der örtlichen Bediensteten, soweit sie gehalten 
sind, Leistungen zu erbringen, die Schichtdienst 
oder Arbeitsbereitschaft zu Haus oder am 
Arbeitsplatz erfordern. 
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